
 

  

S 8 KR 85/00

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Ermittlung von generellen Tatsachen

durch Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit
auf möglichst breiter Grundlage
Krankenversicherung
Manualtherapie nach Dr Kozijavkin
Feststellung des allgemein anerkannten
Standes der medizinischen Erkenntnisse
Berücksichtigung von Erkenntnissen aus
dem internationalen Bereich
Erforderlichkeit
Vorverfahren
Streitgegenstand)

Leitsätze 1. Generelle Tatsachen (hier: das
Vorliegen der allgemeinen
Voraussetzungen für die Gewährung einer
bestimmten, außerhalb von EU und EWR
angebotenen Form der
Krankenbehandlung) haben die Gerichte
der Sozialgerichtsbarkeit auf möglichst
breiter Grundlage zu ermitteln.
2. Die Feststellung des "allgemein
anerkannten Standes der medizinischen
Erkenntnisse" erfordert auch die
Berücksichtigung von Erkenntnissen aus
dem internationalen Bereich.

Normenkette SGB V § 2 Abs 1 S 3
SGB V § 18 Abs 1 S 1 F: 1992-12-21
SGB V § 27 Abs 1 S 1
SGB V § 27 Abs 1 S 2 Nr 1
SGB V § 135 Abs 1 S 1
SGB V § 139a
SGB V § 139b
BUBRL-Ä § 9
SGG § 78 Abs 1
SGG § 78 Abs 3
SGG § 96
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SGG § 163

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 KR 85/00
Datum 16.01.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 101/04
Datum 16.06.2004

3. Instanz

Datum 13.12.2005

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts
Niedersachsen-Bremen vom 16. Juni 2004 aufgehoben. Die Sache wird zur erneuten
Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht zurÃ¼ckverwiesen.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r in der Ukraine erfolgte
BehandlungsmaÃ�nahmen.

Die 1988 geborene KlÃ¤gerin, die bei der beklagten Ersatzkasse Ã¼ber ihren Vater
familienversichert ist, leidet seit ihrer Geburt unter einer cerebralen
BewegungsstÃ¶rung mit Entwicklungsretardierung. Im August 1993 wurde sie
erstmals im Rehabilitationszentrum des Neurologen und Chirotherapeuten Prof. Dr.
Kozijavkin behandelt, zunÃ¤chst in Polen, spÃ¤ter in der Ukraine. Dessen
Therapiekonzept, das er selbst "System der intensiven neurophysiologischen
Rehabilitation (SINR)" nennt (im Folgenden: "Methode Kozijavkin"), besteht in einer
sog multimodalen Behandlung. Es ist darauf ausgerichtet, in jeweils etwa
zweiwÃ¶chigen Behandlungszyklen unter Beteiligung Ã¤rztlicher und
nichtÃ¤rztlicher FachkrÃ¤fte eine Verbesserung der BewegungsmÃ¶glichkeiten von
cerebralparetischen Kindern und Erwachsenen herbeizufÃ¼hren (ua unter Einsatz
von Akupressur, Akupunktur, WÃ¤rmebehandlung mit Bienenwachs, Reflextherapie,
Manualtherapie, Krankengymnastik). Den Kern der Therapie bildet eine Behandlung
der WirbelsÃ¤ule mit Techniken der Manualtherapie, bei der durch wringende Griffe
WirbelsÃ¤ulenblockaden gelÃ¶st werden sollen. An diese Intensivphase schlieÃ�t
eine drei- bis zwÃ¶lfmonatige Stabilisationsphase an, der wiederum eine
zweiwÃ¶chige Intensivbehandlung folgt (zu dieser Methode vgl bereits Urteile des
Senats vom 16. Juni 1999 â�� BSGE 84, 90 ff = SozR 3-2500 Â§ 18 Nr 4 â��
Kozijavkin I sowie vom 14. Februar 2001- SozR 3-2500 Â§ 18 Nr 6 â�� Kozijavkin II).

Im Oktober 1993 beantragte der Vater der KlÃ¤gerin bei der Beklagten erstmals, die
Kosten der Behandlung von August 1993 (4.800 DM) sowie der Unterkunft und
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Reise (3.154 DM), erstattet zu erhalten. Die Beklagte lehnte dies ab: Aus mehreren
Gutachten des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) ergebe sich,
dass in Deutschland in ausreichendem MaÃ�e therapeutische und rehabilitative
Einrichtungen fÃ¼r Cerebralparetiker existierten, sodass es einer
Auslandsbehandlung nicht bedÃ¼rfe; darÃ¼ber hinaus bestehe bei der
streitbefangenen Behandlung eine sehr geringe Erfolgswahrscheinlichkeit, weil
deren Wirksamkeit nicht methodisch einwandfrei und nachvollziehbar belegt sei
(Bescheid vom 13. Dezember 1993; Widerspruchsbescheid vom 11. April 1994).

Der Vater der KlÃ¤gerin hat dagegen im Mai 1994 Klage erhoben. Die KlÃ¤gerin ist
in der Folgezeit wiederholt erneut im Institut Prof. Dr. Kozijavkin in der Ukraine
behandelt worden. Die Beklagte hat die KostenÃ¼bernahme auch fÃ¼r fÃ¼nf
weitere Behandlungszyklen zwischen Mitte 1994 und Mitte 2000 jeweils abgelehnt,
zuletzt fÃ¼r die Zeit vom 25. Juli 2000 bis 8. August 2000 (Bescheid vom 5. Juli
2000).

Das Sozialgericht (SG) hat zunÃ¤chst den Vater der KlÃ¤gerin als "KlÃ¤ger" gegen
alle seit 1993 ergangenen Bescheide angesehen; in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
vom 24. April 1997 hat es "das Rubrum â�¦ berichtigt" und nunmehr die KlÃ¤gerin
vertreten durch die Eltern der KlÃ¤gerposition zugeordnet. Nach zwischenzeitlichem
Ruhen des Verfahrens hat das SG sÃ¤mtliche Bescheide nach Â§ 96
Sozialgerichtsgesetz (SGG) als Verfahrensgegenstand angesehen und die Klage
abgewiesen. Der Anspruch auf Leistungen aus der deutschen gesetzlichen
Krankenversicherung habe gemÃ¤Ã� Â§ 16 Abs 1 Nr 1 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes
Buch (SGB V) wÃ¤hrend der streitigen ZeitrÃ¤ume geruht. Das Bundessozialgericht
(BSG) habe entschieden, dass die "Methode Kozijavkin" nicht dem allgemein
anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entspreche (Urteil vom 16.
Januar 2001).

Im anschlieÃ�enden Berufungsverfahren hat die KlÃ¤gerin ihr Begehren unter
RÃ¼cknahme der weitergehenden Klage vor dem Landessozialgericht (LSG) die
Erstattung der Kosten fÃ¼r die vom 25. Juli bis 8. August 2000 erfolgte Behandlung
beschrÃ¤nkt. Das LSG hat dazu SachverstÃ¤ndigengutachten eingeholt von
Chefarzt Prof. Dr. Mau (StÃ¤dtische Klinik fÃ¼r Kinder- und Jugendmedizin
Braunschweig; PrÃ¤sident der Deutschen Gesellschaft fÃ¼r Kinderheilkunde und
Jugendmedizin eV vom 8. April 2002), von Chefarzt Dr. Helling (Klinik fÃ¼r Manuelle
Therapie eV Hamm vom 24. Mai 2002) sowie von Prof. Dr. Dr. von Voss (Ã�rztlicher
Direktor im Kinderzentrum MÃ¼nchen und Vorstand des Instituts fÃ¼r Soziale
PÃ¤diatrie und Jugendmedizin der Ludwig-Maximilians-UniversitÃ¤t MÃ¼nchen vom
6. August 2002 mit Nachtrag vom 3. September 2002). Es hat die Beklagte unter
Aufhebung der vorangegangenen Entscheidungen verurteilt, die KlÃ¤gerin
hinsichtlich der Behandlung vom 25. Juli bis 8. August 2000 neu zu bescheiden: Das
BSG habe die Voraussetzungen des Â§ 18 SGB V fÃ¼r Behandlungen bei Prof. Dr.
Kozijavkin nur fÃ¼r die Zeit bis August 1999 verneint. Nun habe die
Beweisaufnahme ergeben, dass dessen Methode seit September 1999 dem
allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entspreche. Die
Methode werde â�� iS der Rechtsprechung des BSG â�� nicht nur von einzelnen
Ã�rzten befÃ¼rwortet, sondern es bestehe bei der groÃ�en Mehrheit der
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einschlÃ¤gigen Fachleute (von einzelnen, nicht ins Gewicht fallenden
Gegenstimmen abgesehen) Konsens Ã¼ber die ZweckmÃ¤Ã�igkeit der Therapie.
Der gegenteiligen Ansicht von Prof. Dr. Mau und der Gruppe der NeuropÃ¤diater
folge der Senat nicht. Nach Darstellung von Prof. Dr. Dr. von Voss fehlten bislang
eindeutige Kenntnisse zu den Ursachen der infantilen Cerebralparese (ICP), sodass
eine Behandlung schwierig sei. WÃ¤hrend man in der Vergangenheit vor allem
"Krankengymnastik nach Vojta und nach Bobath" sowie Ergotherapie angewandt
habe, gebe es inzwischen neben der "Konduktiven FÃ¶rderung nach PetÃ¶" auch
die "Methode Kozijavkin". Obwohl fÃ¼r keine der Methoden Langzeit- oder
EffektivitÃ¤tsstudien vorlÃ¤gen, seien in der Fachwelt gleichwohl Krankengymnastik
sowie Ergotherapie seit langem allgemein anerkannt. Die Mehrheit der Fachleute
befÃ¼rworte inzwischen die "Methode Kozijavkin". Die Akzeptanz sei bei Ã�rzten
sowie Krankengymnasten kontinuierlich gestiegen und nehme von Jahr zu Jahr
weiter zu. Prof. Dr. Dr. von Voss stÃ¼tze sich insoweit auf eigene Erhebungen, Dr.
Helling verweise auf Kongresse, VerÃ¶ffentlichungen sowie eine eigene Studie.
Beide SachverstÃ¤ndigen befÃ¼rworteten das Behandlungskonzept auch
persÃ¶nlich, weil sie festgestellt hÃ¤tten, dass zahlreiche Patienten damit erstmals
in der Lage seien, aus dem Rollstuhl aufzustehen, sich mit den Beinen
fortzubewegen, die HÃ¤nde zu Ã¶ffnen oder sich sogar selbst zu versorgen. Der
Senat messe den Bekundungen dieser SachverstÃ¤ndigen als fÃ¼hrenden
Fachleuten und ChefÃ¤rzten renommierter Kliniken fÃ¼r die Behandlung
cerebralgeschÃ¤digter Kinder und Jugendlicher hohes Gewicht bei. Die
Ã¼berwiegende Akzeptanz der "Methode Kozijavkin" in der Fachwelt sei
uneingeschrÃ¤nkt nachvollziehbar und plausibel. Die Wirksamkeit einer
Behandlungsmethode mÃ¼sse auch durch Expertenwissen oder klinische Erfahrung
belegt werden kÃ¶nnen, weil in der gesetzlichen Krankenversicherung sonst auch
auf eine Anwendung der bislang schon akzeptierten Behandlungsmethoden
verzichtet werden mÃ¼sste, fÃ¼r die es ebenfalls keine entsprechenden Studien
gebe. Die Behandlung nach der "Methode Kozijavkin" sei nur im Ausland mÃ¶glich,
wie aus der Aussage von Prof. Dr. Dr. von Voss folge; in der Klinik von Dr. Helling
bestÃ¼nden Wartezeiten von mehr als einem Jahr (Urteil vom 16. Juni 2004).

Mit ihrer vom LSG zugelassenen Revision rÃ¼gt die Beklagte die Verletzung des Â§
18 Abs 1 SGB V sowie hilfsweise des Â§ 103 SGG. Das LSG habe nicht darlegen
kÃ¶nnen, dass die streitige Methode von der groÃ�en Mehrheit der einschlÃ¤gigen
Ã�rzte und Wissenschaftler befÃ¼rwortet werde und bei ihnen ein Konsens Ã¼ber
die ZweckmÃ¤Ã�igkeit bestehe. Die vom LSG eingeholten Gutachten trÃ¼gen seine
Feststellung nicht, sondern belegten das Gegenteil. So fÃ¼hre Dr. Helling aus, die
Akzeptanz bei den manualtherapeutisch tÃ¤tigen Ã�rzten heiÃ�e nicht, dass diese
Verfahren bei PÃ¤diatern und NeuropÃ¤diatern bekannt seien und von diesen
akzeptiert wÃ¼rden; es gebe in Deutschland nur sehr wenige Ã�rzte, die betroffene
Kinder auf hÃ¶chstem manualtherapeutischen Niveau behandelten. Die
Fachgesellschaften der PÃ¤diater und NeuropÃ¤diater akzeptierten die
Behandlungsmethode ebenfalls nicht. Das LSG habe es verfahrensfehlerhaft
versÃ¤umt, dazu weiter zu ermitteln. Es sei nicht erkennbar, dass die Auffassung
der im Berufungsverfahren gehÃ¶rten Gutachter auch die MajoritÃ¤t in Fachkreisen
reprÃ¤sentiere; dieses werde auch in zwei Gutachten des Chirurgen und
Sozialmediziners Dr. Kruse vom Medizinischen Dienst der SpitzenverbÃ¤nde der
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Krankenkassen eV (MDS) vom 8. Mai 2003 und 1. Juni 2004 verneint. â�� DarÃ¼ber
hinaus fehle es an der zusÃ¤tzlichen Voraussetzung des Â§ 18 Abs 1 SGB V, dass
eine entsprechende Behandlung nur auÃ�erhalb Deutschlands mÃ¶glich gewesen
sei. Das LSG hÃ¤tte dazu ausfÃ¼hren mÃ¼ssen, dass die "Methode Kozijavkin" den
im Inland bestehenden Behandlungsangeboten eindeutig Ã¼berlegen sei, habe
dazu aber nur dargestellt, dass die im Inland verfÃ¼gbaren Behandlungsmethoden
der hier streitigen nicht voll entsprÃ¤chen. Andererseits habe Dr. Helling erklÃ¤rt,
dass (mit Ausnahme des Einsatzes von Bienengift-PrÃ¤paraten) die Kombination
von Therapiemitteln der "Methode Kozijavkin" auch in seiner Klinik eingesetzt
werde. Dann aber gÃ¤be es Behandlungsalternativen im Inland, wobei noch zu
prÃ¼fen wÃ¤re, ob hier vorhandene Methoden "gleichwertig" seien.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen
vom 16. Juni 2004 aufzuheben und die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des
Sozialgerichts Aurich vom 16. Januar 2001 zurÃ¼ckzuweisen, hilfsweise, das Urteil
des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 16. Juni 2004 aufzuheben und
die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landessozialgericht
zurÃ¼ckzuverweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

II

Die zulÃ¤ssige Berufung der beklagten Krankenkasse ist im Sinne der
ZurÃ¼ckverweisung der Sache an das LSG zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung begrÃ¼ndet.

Anders als das LSG entschieden hat, kann nach dem Ergebnis seiner Ermittlungen
nicht angenommen werden, dass die KlÃ¤gerin Anspruch auf Neubescheidung
hinsichtlich der Kostenerstattung fÃ¼r die vom 25. Juli bis 8. August 2000 erfolgte
Behandlung durch Prof. Dr. Kozijavkin in der Ukraine hat. Ã�ber den erhobenen
Anspruch kann ohne weitere SachaufklÃ¤rung nicht entschieden werden. Der Senat
verweist die Sache gemÃ¤Ã� Â§ 170 Abs 2 Satz 2 SGG an das LSG zurÃ¼ck. Dies ist
sowohl aus prozessrechtlichen ErwÃ¤gungen geboten (dazu unter 1.) als auch
sachgerecht, um unter Anlegung zutreffender MaÃ�stÃ¤be zunÃ¤chst von einer
Tatsacheninstanz ermitteln zu lassen, ob im Falle der KlÃ¤gerin die tatbestandlichen
Voraussetzungen des Â§ 18 SGB V erfÃ¼llt waren (dazu unter 2.).

1. In Bezug auf den allein noch streitigen, in die Zeit des laufenden Klageverfahrens
fallenden Behandlungszeitraum 25. Juli bis 8. August 2000 (Bescheid vom 5. Juli
2000) fehlt es jedenfalls an der Sachurteilsvoraussetzung eines
ordnungsgemÃ¤Ã�en Vorverfahrens gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin (Â§ 78 Abs 1 und 3
SGG). Die ursprÃ¼nglich angegriffenen Bescheide der Beklagten waren an den
Vater der KlÃ¤gerin gerichtet, und sind von ihm als Stammversichertem
angefochten worden. Auch nach der "Rubrumsberichtigung" vom 24. April 1997 hat
unabhÃ¤ngig von der teilweisen KlagerÃ¼cknahme im Berufungsverfahren das
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erforderliche Vorverfahren gefehlt. Ein gegenÃ¼ber dem Stammversicherten
ergangener Widerspruchsbescheid ersetzt nicht das gegenÃ¼ber dem
FamilienangehÃ¶rigen erforderliche Vorverfahren (vgl BSG (12. Senat) SozR 3-1500
Â§ 78 Nr 3 Leitsatz 1; zur dann â�� Ã¼bergangsweise â�� in Betracht kommenden
Nachholung des Verwaltungsverfahrens nach ZurÃ¼ckverweisung des Rechtsstreits
an das LSG vgl Senats-Urteile SozR 3-2500 Â§ 30 Nr 8 S 29 f und SozR 3-2500 Â§ 10
Nr 16 S 66).

Selbst wenn man hier in der FortfÃ¼hrung des Rechtstreits durch die Beteiligten
nach der "Rubrumsberichtigung" eine zulÃ¤ssige Modifizierung des
Streitgegenstandes sehen wollte, wÃ¤re ein Widerspruchsverfahren entgegen der
Ansicht der Vorinstanzen nicht entbehrlich. Denn der Bescheid vom 5. Juli 2000 ist
nicht in unmittelbarer oder entsprechender bzw sinngemÃ¤Ã�er Anwendung des Â§
96 SGG Gegenstand des ursprÃ¼nglich nur die Erstbehandlung im August 1993
betreffenden Rechtsstreits geworden (Bescheid vom 13. Dezember 1993;
Widerspruchsbescheid vom 11. April 1994). Der Senat schlieÃ�t sich insoweit der
gegenÃ¼ber einer Einbeziehung von Folgebescheiden in einen bereits laufenden
Rechtsstreit zurÃ¼ckhaltenden jÃ¼ngeren Rechtsprechung anderer Senate des
BSG an. Auch wenn ein Gericht im Kern Ã¼ber gleiche Rechtsfragen zu entscheiden
hat, rechtfertigen nÃ¤mlich prozessÃ¶konomische ErwÃ¤gungen eine erweiternde
Auslegung bzw Heranziehung des Â§ 96 SGG nicht, wenn in Bezug auf jeden
ergangenen Bescheid jeweils auch auf Sachverhaltsbesonderheiten und
zusÃ¤tzliche (unterschiedliche) fÃ¼r den konkreten Anspruch rechtserhebliche
tatsÃ¤chliche Gesichtspunkte eingegangen werden mÃ¼sste (vgl zum Ganzen zB:
BSG (12. Senat) SozR 4-5375 Â§ 2 Nr 1 (BetriebsprÃ¼fungen); BSG (3. Senat) BSGE
90, 143, 144 f mwN = SozR 3-2500 Â§ 37 Nr 5 (HÃ¤usliche Krankenpflege) und SozR
3-5425 Â§ 24 Nr 17 (KÃ¼nstlersozialabgabe); BSG (6. Senat) SozR 3-2500 Â§ 85 Nr
27 S 192 ff mwN (vertragsÃ¤rztliche Honorarbescheide); ferner zB Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 8. Aufl 2005, Â§ 96 RdNr 5a und 9a, 9b, 10, 10a mit
umfangreichen Nachweisen). Dies trifft auch hier bei den streitig gewesenen
aufeinander folgenden unterschiedlichen Behandlungszyklen der KlÃ¤gerin in der
Ukraine zu. In derartigen FÃ¤llen kommt eine Einbeziehung der sukzessive
ergangenen Bescheide in den Rechtsstreit nur im Wege einer (zulÃ¤ssigen)
KlageÃ¤nderung nach Â§ 99 SGG in Betracht; diese kann in der im Klageverfahren
erfolgten "RubrumsÃ¤nderung" und dem anschlieÃ�end gezeigten Hinnehmen
dieser Vorgehensweise durch die Beteiligten gesehen werden. Die ZulÃ¤ssigkeit der
Klage nach einer solchen KlageÃ¤nderung setzt dann allerdings voraus, dass auch
jeweils das Vorverfahrenserfordernis beachtet wurde (vgl zB Meyer-Ladewig, aaO,
Â§ 78 RdNr 8a mwN; BSGE 91, 128, 130 RdNr 8 = SozR 4-2700 Â§ 157 Nr 1
(Beitragsbescheide in der Unfallversicherung)), an dem es hier fehlt. Nach
ZurÃ¼ckverweisung kann das Vorverfahren aus prozessÃ¶konomischen GrÃ¼nden
gleichwohl noch im gerichtlichen Verfahren nachgeholt werden (dazu allgemein zB:
Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl 2005, Kap
IV RdNr 23, 26; Meyer-Ladewig, aaO, Â§ 78 RdNr 3a ff; Schlegel in: Hennig, SGG, Â§
78 RdNr 7 ff, Stand April 1996). Das Revisionsgericht kann die Sache zu diesem
Zweck nach Â§ 170 Abs 2 Satz 2 SGG an das Berufungsgericht zurÃ¼ckverweisen
(so zB BSG (6. Senat) SozR 3-5540 Anl 1 Â§ 10 Nr 1 S 9; BSG SozR 1500 Â§ 78 Nr 8;
Schlegel, aaO, Â§ 78 RdNr 8). Davon macht der Senat Gebrauch, sodass das LSG
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zunÃ¤chst das Widerspruchsverfahren gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin nachholen lassen
muss.

2. FÃ¼r eine Entscheidung des Revisionsgerichts in der Sache wÃ¼rden auch bei
zulÃ¤ssiger Klage die instanzgerichtlichen Tatsachenfeststellungen nicht
ausreichen. Insoweit hÃ¤ngt der Klageerfolg davon ab, ob in Bezug auf die
Behandlung der KlÃ¤gerin in dem Institut von Prof. Dr. Kozijavkin in der Ukraine
vom 25. Juli bis 8. August 2000 die Voraussetzungen des Â§ 18 Abs 1 Satz 1 SGB V
(in der hier noch maÃ�geblichen bis 31. Dezember 2003 geltenden Fassung des
Gesundheitsstrukturgesetzes vom 21. Dezember 1992 â�� BGBl I 2266) vorgelegen
haben. Da die Feststellungen des LSG hierzu fÃ¼r eine Sachentscheidung nicht
genÃ¼gen, muss es die erforderlichen Ermittlungen nachholen. Der Senat verweist
die Sache auch aus diesem Grunde an das LSG zurÃ¼ck.

a) Dabei muss das LSG in prozessualer Hinsicht in Bezug auf den betroffenen
Behandlungszeitraum vom 25. Juli bis 8. August 2000 zunÃ¤chst auf eine
sachdienliche Antragstellung der KlÃ¤gerin hinwirken (Â§ 106 Abs 1 SGG); denn
auch ein auf Verurteilung der Beklagten zur Neubescheidung hinsichtlich der
"Kostenerstattung fÃ¼r die Behandlung" gerichtetes Begehren muss zur
Vermeidung eines Folgerechtsstreits Ã¼ber den schon jetzt erkennbaren
Leistungsrahmen hinreichend bestimmt sein. Bislang ist aber unklar, auf Erstattung
welcher konkret bei der KlÃ¤gerin angefallenen und von ihr beanspruchten
Behandlungs- und Nebenkosten (zB fÃ¼r Unterkunft, Verpflegung, Fahrkosten) das
Klagebegehren genau gerichtet ist.

b) Nach Â§ 18 SGB V kann eine Krankenkasse die Kosten einer (notwendigen, Â§ 27
Abs 1 Satz 1 SGB V) "Behandlung einer Krankheit" (Abs 1 Satz 1) sowie "weitere
Kosten fÃ¼r den Versicherten" und Kosten "fÃ¼r eine erforderliche Begleitperson"
(Abs 2) ganz oder teilweise Ã¼bernehmen, wenn eine dem allgemein anerkannten
Stand der medizinischen Erkenntnisse entsprechende Behandlung "nur im Ausland
mÃ¶glich" ist. Die Regelung ermÃ¶glicht als Rechtsfolge nicht nur eine
KostenÃ¼bernahme, sondern auch â�� nach entsprechender vorheriger
Antragstellung und Ablehnung der KostenÃ¼bernahme durch die Krankenkasse â��
die hier begehrte Kostenerstattung (vgl zuletzt Senats-Urteil vom 17. Februar 2004
â�� B 1 KR 5/02 R, BSGE 92, 164, 165 = SozR 4-2500 Â§ 18 Nr 2 RdNr 7; ferner
Senat, SozR 4-2500 Â§ 18 Nr 1 RdNr 8 â�� Auslandsbehandlung nach PetÃ¶).

c) Bei der PrÃ¼fung, ob eine bestimmte Untersuchungs- oder Behandlungsmethode
dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entspricht und
ob eine diesem Standard genÃ¼gende Behandlung im Inland mÃ¶glich ist, geht es
um die Feststellung genereller Tatsachen, fÃ¼r die die BeschrÃ¤nkung des Â§ 163
SGG nicht gilt. Diese Fragen stellen sich nÃ¤mlich in allen FÃ¤llen, in denen Ã¼ber
die Leistungspflicht der Krankenkassen zu entscheiden ist und kÃ¶nnen nicht von
Fall zu Fall und von Gericht zu Gericht unterschiedlich beantwortet werden. Es ist
Aufgabe der Revisionsinstanz, auch in einer solchen Konstellation durch Ermittlung
und Feststellung der allgemeinen Tatsachen die Einheitlichkeit der Rechtsprechung
sicherzustellen und so die Rechtseinheit zu wahren (BSGE 84, 90, 94, 97 = SozR
3-2500 Â§ 18 Nr 4 S 16 f, 19; BSG SozR 3-2500 Â§ 18 Nr 6 S 26 f mwN; vgl auch
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Beschluss des Senats vom 7. Oktober 2005 â�� B 1 KR 107/04 B, zur
VerÃ¶ffentlichung in SozR vorgesehen). Gleichwohl ist es dem Senat schon aus den
unter 1. dargestellten, sich im Fall stellenden prozessrechtlichen Besonderheiten
verschlossen, selbst in entsprechende Ermittlungen einzutreten. Das schlieÃ�t es
nicht aus, Ã¼ber den vom LSG entschiedenen Fall der KlÃ¤gerin hinaus die
GrundsÃ¤tze fÃ¼r die stets auch von den Tatsacheninstanzen vorzunehmende
Ermittlung allgemeiner Tatsachen bei Behandlungen im Ausland auÃ�erhalb von
EuropÃ¤ischer Union (EU) und EuropÃ¤ischem Wirtschaftsraum (EWR) zu
verdeutlichen und dabei auf zwischenzeitlich eingetretene RechtsÃ¤nderungen
europarechtlicher Art aufmerksam zu machen (vgl zB Â§ 18 Abs 1 SGB V in der ab
1. Januar 2004 geltenden Fassung des Gesetzes zur Modernisierung der
gesetzlichen Krankenversicherung (GMG) vom 14. November 2003, BGBl 2190).

d) Der Senat geht davon aus, dass ein Leistungsanspruch der KlÃ¤gerin aus
VertrauensschutzgrÃ¼nden jedenfalls noch in der Zeit der hier erfolgten
Behandlung nicht schon daran scheitert, dass hier (mÃ¶glicherweise) eine spezielle
Verordnung der Auslandsbehandlung durch einen deutschen Arzt fehlt (dieses
generelle Erfordernis einer solchen Verordnung fÃ¼r Auslandsbehandlungen bislang
offen lassend zuletzt: BSGE 92, 164, 165 = SozR 4-2500 Â§ 18 Nr 2 RdNr 7 mwN).
FÃ¼r die Entbehrlichkeit einer solchen Ã¤rztlichen Verordnung kÃ¶nnte immerhin
angefÃ¼hrt werden, dass die Krankenkassen nach Beantragung der
KostenÃ¼bernahme vor DurchfÃ¼hrung der MaÃ�nahme in derartigen FÃ¤llen
ohnedies regelmÃ¤Ã�ig verpflichtet sind, durch den MDK prÃ¼fen lassen, ob die
begehrte Krankenbehandlung nur im Ausland mÃ¶glich ist (Â§ 275 Abs 2 Nr 3 SGB V
). DarÃ¼ber hinaus ist die LeistungsgewÃ¤hrung der Krankenkassen fÃ¼r eine
Auslandskrankenbehandlung selbst ohnehin nicht vom Erfordernis Ã¤rztlicher
Verantwortung iS von Â§ 15 Abs 1 SGB V freigestellt; in gleicher Weise wie bei einer
Behandlung im Inland muss vielmehr ein Arzt die Notwendigkeit der Behandlung
festgestellt sowie die Einhaltung der medizinischen Standards gewÃ¤hrleistet und
zumindest Ã¼berwacht haben (vgl schon Senat, SozR 4-2500 Â§ 13 Nr 3 RdNr 13 f).
DafÃ¼r, dass Solches hier nicht der Fall war, ist nichts ersichtlich.

e) Neben dem hier auÃ�er Streit befindlichen Vorliegen einer
behandlungsbedÃ¼rftigen und in Bezug auf die gesetzlichen Behandlungsziele des 
Â§ 27 Abs 1 Satz 1 SGB V (allgemein) behandlungsfÃ¤higen Krankheit der KlÃ¤gerin
ist zum einen Voraussetzung fÃ¼r die nach Â§ 18 Abs 1 Satz 1 SGB V zu treffende
Ermessensentscheidung der beklagten Ersatzkasse, dass die in der Ukraine vom 25.
Juli bis 8. August 2000 durchgefÃ¼hrte Behandlung der KlÃ¤gerin dem "allgemein
anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse" entsprach und darÃ¼ber
hinaus â�� kumulativ (vgl schon BSGE 84, 90, 91 = SozR 3-2500 Â§ 18 Nr 4 S 13
â�� Kozijavkin I) â�� zum anderen "nur im Ausland" mÃ¶glich war. Die bisherigen
Feststellungen des LSG reichten auch bei einer zulÃ¤ssigen Klage nicht aus, um
darÃ¼ber zu entscheiden, ob die genannte streitige erste (dazu unter f) und zweite
Voraussetzung (dazu unter g) erfÃ¼llt sind.

f) Auf Grund der bisherigen Feststellungen des LSG kann nicht darÃ¼ber
entschieden werden, dass die bei der KlÃ¤gerin vom 25. Juli bis 8. August 2000 in
der Ukraine angewandte "Methode Kozijavkin" von ihrem Konzept her seinerzeit
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Ã¼berhaupt dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse
entsprach und somit die erste wesentliche Voraussetzung des Â§ 18 Abs 1 Satz 1
SGB V erfÃ¼llt ist. Das gilt sowohl vom Ausgangspunkt der bisherigen
Rechtsprechung des Senats her (dazu unter aa) als auch erst recht unter
BerÃ¼cksichtigung einer erforderlichen notwendigen PrÃ¤zisierung dieser
Rechtsprechung (dazu unter bb). Hierzu wird das LSG auch den genaueren Inhalt
der Behandlung aufzuklÃ¤ren haben (vgl nÃ¤her g), cc).

aa) Nach der auch vom LSG zutreffend wiedergegebenen Rechtsprechung des
Senats ist entscheidend, dass die Leistung im Ausland den Kriterien des in Â§ 2 Abs
1 Satz 3 SGB V geregelten Wissenschaftlichkeitsgebots entsprochen hat. Das
wiederum ist der Fall, wenn die "groÃ�e Mehrheit der einschlÃ¤gigen Fachleute
(Ã�rzte, Wissenschaftlicher)" die Behandlungsmethode befÃ¼rwortet und von
einzelnen, nicht ins Gewicht fallenden Gegenstimmen abgesehen, Ã¼ber die
ZweckmÃ¤Ã�igkeit der Therapie Konsens besteht. Dieses setzt im Regelfall voraus,
dass Ã¼ber QualitÃ¤t und Wirksamkeit der neuen Methode â�� die in ihrer
Gesamtheit und nicht nur in Bezug auf Teilaspekte zu wÃ¼rdigen ist â��
zuverlÃ¤ssige, wissenschaftlich nachprÃ¼fbare Aussagen gemacht werden
kÃ¶nnen. Der Erfolg muss sich aus wissenschaftlich einwandfrei durchgefÃ¼hrten
Studien Ã¼ber die Zahl der behandelten FÃ¤lle und die Wirksamkeit der Methode
ablesen lassen. Die Therapie muss in einer fÃ¼r die sichere Beurteilung
ausreichenden Zahl von BehandlungsfÃ¤llen erfolgreich gewesen sein (BSGE 84, 90,
96 f = SozR 3-2500 Â§ 18 Nr 4 S 18 f â�� Kozijavkin I; BSG SozR 3-2500 Â§ 18 Nr 6 S
23 ff â�� Kozijavkin II).

Der Senat hatte diese Voraussetzungen in den zitierten Urteilen in Bezug auf die
"Methode Kozijavkin" verneint: Diese Methode sei in den verfÃ¼gbaren
Ã�uÃ�erungen deutscher Wissenschaftler und sozialpÃ¤diatrisch tÃ¤tiger Ã�rzte
Ã¼berwiegend skeptisch bis ablehnend beurteilt worden, wobei sich die Kritik
einerseits auf die unspezifische Kombination verschiedener Behandlungsformen
bezogen habe und andererseits das Fehlen vergleichender EffektivitÃ¤tsstudien â��
auch im Hinblick auf die enge Bindung der Behandlungsmethode an die Person des
Prof. Dr. Kozijavkin und dessen Weigerung, andere Ã�rzte in die Methode
einzuweisen â�� bemÃ¤ngelt worden sei. Der Senat hat insoweit weiter wÃ¶rtlich
ausgefÃ¼hrt: "Dies kÃ¶nnte sich allerdings geÃ¤ndert haben, nachdem das
Behandlungskonzept der Arbeitsgruppe um Dr. Kozijavkin und die damit erzielten
Ergebnisse auf der Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft fÃ¼r Kinderheilkunde
und Jugendmedizin im September 1999 einem Fachpublikum vorgestellt und
verÃ¶ffentlicht worden sind". DarÃ¼ber hinaus hat der Senat daran angeknÃ¼pft,
dass Prof. Dr. Dr. von Voss, der sich frÃ¼her mehrfach skeptisch zu der Methode
geÃ¤uÃ�ert hatte, seine Vorbehalte in einem fÃ¼r ein Verwaltungsgericht
erstatteten Gutachten vom 28. Oktober 1999 nicht wiederholt, sondern nunmehr
von einem mutmaÃ�lich gÃ¼nstigen Einfluss der Therapie auf Grund des
Zusammenwirkens der verschiedenen Behandlungssegmente gesprochen und
konstatiert habe, dass nach eigener Erfahrung Behandlungserfolge bei einer
groÃ�en Zahl von klinisch betreuten Patienten zu verzeichnen seien. Der Senat hat
seinerzeit offen lassen kÃ¶nnen, ob diese Sichtweise des Gutachters nur diejenige
eines einzelnen Wissenschaftlers war oder ob sich auf Grund der neueren
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Erkenntnisse auch bei anderen PÃ¤diatern ein Meinungswandel vollzogen habe und
ob die eingetretene Entwicklung bei Zugrundelegung der vom Senat schon in seinen
Urteilen vom 16. Juni 1999 (BSGE 84, 90 ff = SozR 3-2500 Â§ 18 Nr 4 ua)
formulierten rechtlichen Anforderungen eine Neubewertung der Kostentragung
durch die Krankenkassen erforderlich mache (so zum Ganzen: Senats-Urteil vom 14.
Februar 2001, SozR 3-2500 Â§ 18 Nr 6 S 24 â�� Kozijavkin II).

Die im Berufungsverfahren dazu vom LSG eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten
sind nicht geeignet, nunmehr die tragende Aussage des angefochtenen Urteils zu
stÃ¼tzen, dass eine solche Ã�nderung der Bewertung der "Methode Kozijavkin" ab
September 1999 gerechtfertigt sei. Das LSG hat sich vielmehr allein auf die
Meinung zweier Ã�rzte gestÃ¼tzt, von denen im Voraus bekannt war, dass sie die
"Methode Kozijavkin" befÃ¼rworten, und hat insbesondere klare Feststellungen
dazu unterlassen, ob beide eine Mehrheitsmeinung vertreten oder vielleicht selbst
nur als "Einzelstimmen" zu qualifizieren sind.

So ist darauf hinzuweisen, dass einer der vom LSG gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen
(Prof. Dr. Mau) die Frage nach der Akzeptanz der Methode in Fachkreisen eindeutig
verneint hat. Die beiden anderen Gutachter (Prof. Dr. Dr. von Voss und Dr. Helling),
die die Auffassung der KlÃ¤gerin stÃ¼tzen, fÃ¼hren demgegenÃ¼ber im Kern nur
aus, aus welchen GrÃ¼nden sie selbst den Einsatz der "Methode Kozijavkin" auf der
Grundlage der von ihnen gewonnenen Erkenntnisse befÃ¼rworten; sie berufen sich
dazu im Wesentlichen nur auf VortrÃ¤ge bzw VerÃ¶ffentlichungen Kozijavkins bzw
aus dessen Umfeld sowie auf eigene Beobachtungen bei den Patienten. Aus diesen
befÃ¼rwortenden gutachtlichen Stellungnahmen wird indessen nicht in
nachvollziehbarer Weise deutlich, welchen Widerhall die Methode tatsÃ¤chlich in
der breiten FachÃ¶ffentlichkeit gefunden hat. Zur Feststellung dieses
entscheidungserheblichen Umstandes kann die lediglich in pauschaler Weise
gegebene EinschÃ¤tzung einzelner, der Therapie im Grundsatz positiv gegenÃ¼ber
stehender Mediziner ersichtlich nicht ausreichen. Um den erforderlichen Grad der
Verbreitung deutlich machen zu kÃ¶nnen, mÃ¼sste vielmehr im Einzelnen
aufgelistet werden, welche (namentlich benannten) Fachautoren und Ã¤rztlichen
Behandler bzw Fachinstitutionen sich bis zu dem im Falle der KlÃ¤gerin
maÃ�geblichen Behandlungszeitpunkt fÃ¼r die "Methode Kozijavkin"
ausgesprochen hatten und welche eine zurÃ¼ckhaltendere oder gar ablehnende
Haltung einnahmen.

Selbst bei alleiniger Zugrundelegung der vom LSG eingeholten Gutachten ist aber
die von ihm bejahte Verbreitung und Akzeptanz der Behandlungsmethode in
Fachkreisen nicht plausibel und hÃ¤tte weiterer Ermittlungen bedurft. So stellt Prof.
Dr. Dr. von Voss in seinem Gutachten vom 6. August 2002 zB selbst die von
anderen Ã�rzten und Wissenschaftlern gegen die "Methode Kozijavkin"
vorgebrachten Einwendungen dar. Zwar verwirft er diese EinwÃ¤nde aus seiner
wissenschaftlichen Sicht, zieht aber die Existenz solcher Gegenstimmen (weiterhin)
zumindest nicht in Zweifel. Gezielt zur Akzeptanz unter Fachleuten befragt,
Ã¤uÃ�ert er zu Frage 2 ("Wie groÃ� ist die Akzeptanz?"), dass "sowohl KinderÃ¤rzte
als auch Krankengymnasten/nastinnen â�¦ bei einem GroÃ�teil der Patienten
positive VerÃ¤nderungen nach der Behandlung" bestÃ¤tigten. Dazu, in welchem
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MaÃ�e dies der Fall ist, dh wie das Pro und Contra zahlenmÃ¤Ã�ig und/oder
gewichtungsmÃ¤Ã�ig einzuschÃ¤tzen ist, Ã¤uÃ�ert sich der Gutachter aber nicht
(kritisch insoweit zu Recht schon MDS-Gutachten Dr. Kruse vom 1. Juni 2004, S 12).
Ã�hnliches ist den AusfÃ¼hrungen zu der Frage zu entnehmen, seit wann die
Methode in Deutschland anerkannt ist; auch dazu wird nicht â�� im Sinne der
dargestellten Rechtsprechung des Senats â�� in einer fÃ¼r unbeteiligte Dritte
nachvollziehbaren Weise von einer Ã¼berwiegenden Akzeptanz berichtet, sondern
nur davon, dass "zunehmend" KinderÃ¤rzte, SozialpÃ¤diater, usw positive
EntwicklungsverÃ¤nderungen bzw Entwicklungsfortschritte bestÃ¤tigten; auch an
anderer Stelle wird nur die besondere Akzeptanz "vornehmlich von Eltern"
bestÃ¤tigt, aber auch "von einer Reihe von KinderÃ¤rztinnen und KinderÃ¤rzten".
Von den dem Gutachten beigefÃ¼gten Literaturstellen stammen die meisten im
Ã�brigen aus den Jahren nach 2000, sodass sie zu dem vom LSG als maÃ�geblich
angesehenen Zeitpunkt September 1999 noch nicht vorgelegen haben kÃ¶nnen.
Prof. Dr. Dr. von Voss bezeichnet die "Methode Kozijavkin" als "neues
Therapieverfahren", das "jÃ¼ngst" (2002) in Ã�bersichtsarbeiten in
Forschungsberichten dargestellt worden seien, und erwÃ¤hnt selbst, dass es eine
Reihe kritischer Stimmen zu dieser Methode gebe. Eine â�� nicht nahtlos in
Einklang mit dem Gutachten stehende â�� eher zurÃ¼ckhaltende WÃ¼rdigung hat
Prof. Dr. Dr. von Voss im Ã�brigen in einer VerÃ¶ffentlichung des "Internationalen
FÃ¶rdervereins fÃ¼r medizinische Rehabilitation nach Kozijavkin" (IFRK spezial vom
14. Juni 2003, im Internet recherchiert am 18. November 2005 unter:
http://www.ifrk.org/index 1/frames/neurointensiv stellungnahme v voss.pdf)
abgegeben. Darin heiÃ�t es ua, Therapiewirksamkeitsstudien zur ICP mÃ¼ssten
weltweit eingefordert werden und es sei noch ein langer Weg, bis man sich
aufmachen werde, ein so komplexes Krankheitsbild umfassend zu erforschen; die
Arbeitsgruppe Kozijavkin habe sich "mutig auf den Weg gemacht", fÃ¼r Kinder und
Jugendliche mit ICP "therapeutisches Neuland zu betreten"; man werde gespannt
sein dÃ¼rfen, welche Behandlungsdaten sie dereinst vorlegten. Hieraus wird
deutlich, dass der Gutachter auch die bisherigen Erkenntnisse zur
Behandlungsmethode Kozijavkin an anderer Stelle noch mit gewisser
ZurÃ¼ckhaltung und dem Wunsch nach einer stÃ¤rkeren wissenschaftlichen
Untermauerung gewÃ¼rdigt hat.

Auch aus den AusfÃ¼hrungen des Gutachters Dr. Helling lÃ¤sst sich eine
Ã¼berwiegende Akzeptanz in Fachkreisen nicht herleiten. Dieser hat differenziert
zwischen OrthopÃ¤den und KinderorthopÃ¤den sowie Chirotherapeuten einerseits,
bei denen die Akzeptanz "groÃ� sein (dÃ¼rfte)", wÃ¤hrend dies andererseits bei
PÃ¤diatern und NeuropÃ¤diatern nur in deutlich geringerem MaÃ�e der Fall sein
dÃ¼rfte. Diese Ã�uÃ�erungen grÃ¼nden nicht erkennbar auf gerichtsfest
nachvollziehbare Fakten, sondern haben eher spekulativen Charakter (auch
insoweit schon MDS-Gutachten Dr. Kruse vom 1. Juni 2004, S 11). Dr. Helling lehnt
es darÃ¼ber hinaus ab, von einer "Methode Kozijavkin" zu sprechen und gibt nur
die Ansicht der Manualtherapeuten wieder ("Diese Behandlungsmethoden sind nach
meiner Ansicht von der groÃ�en Mehrheit der manualtherapeutischen Ã�rzte
befÃ¼rwortet."). Auch daraus lÃ¤sst sich nicht schlieÃ�en, dass die Mehrheit der
einschlÃ¤gigen Fachleute, sondern allenfalls die Mehrheit der Manualtherapeuten,
eine an die "Methode Kozijavkin" angelehnte Behandlung befÃ¼rwortet.
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Das LSG muss deshalb in weiteren Ermittlungen aufklÃ¤ren, welche Meinung
einschlÃ¤gige Fachleute zu der "Methode Kozijavkin" (in ihrer Gesamtheit, dh nicht
nur bezogen auf einzelne ihrer Elemente, vgl BSG SozR 3-2500 Â§ 18 Nr 6 S 25 f)
vertreten und ob sich nur Einzelstimmen gegen die Anwendung der Methode bei ICP-
Patienten wenden.

bb) Das Vorgehen des LSG gibt im Ã�brigen Anlass zu prÃ¤zisieren, was unter der
"groÃ�en Mehrheit der einschlÃ¤gigen Fachleute" zu verstehen ist und welche
Studien in den Blick zu nehmen sind. Es entspricht allgemeinem
WissenschaftsverstÃ¤ndnis, dass die Wissenschaftlichkeit einer Studie weder vom
Ort ihrer Entstehung noch von der Stelle ihrer Publikation abhÃ¤ngt. Infolgedessen
versteht es sich von selbst, dass als Basis fÃ¼r die Herausbildung eines Konsenses
alle international zugÃ¤nglichen einschlÃ¤gigen Studien dienen kÃ¶nnen. In ihrer
Gesamtheit kennzeichnen sie den Stand der medizinischen Erkenntnisse. Davon zu
unterscheiden ist die Frage, welcher Personenkreis fÃ¼r die Ermittlung der
"groÃ�en Mehrheit der einschlÃ¤gigen Fachkreise" in den Blick zu nehmen ist.
Indem Â§ 2 Abs 1 Satz 3 SGB V auf den "allgemein anerkannten" Stand der
medizinischen Erkenntnisse abstellt, soll dasjenige erfasst werden, was sich im
internationalen wissenschaftlichen Diskurs ob seiner wissenschaftlichen
Ã�berzeugungskraft durchgesetzt hat. Insoweit sind im Ausgangspunkt nicht nur
inlÃ¤ndische Fachleute einzubeziehen. Das schlieÃ�t andererseits nicht aus, zur
Ermittlung des "allgemein anerkannten Standes der medizinischen Erkenntnisse"
inlÃ¤ndische Institutionen zu befragen, insbesondere dann, wenn sichergestellt ist,
dass sie den auf internationaler Ebene "allgemein anerkannten Stand" als
maÃ�geblich rezipieren und ggf zu Grunde legen. Das harmoniert auch mit den
Anforderungen des europÃ¤ischen Rechts. So geht der EuropÃ¤ische Gerichtshof
(EuGH) davon aus, nur diejenige Auslegung der Wendung "in Ã¤rztlichen Kreisen
Ã¼blich" sei nicht diskriminierend, die â�� auch bei grundsÃ¤tzlicher AnknÃ¼pfung
an das Inland â�� eine Ausrichtung an dem von der internationalen Medizin als
anerkannt Angesehenen fÃ¼r maÃ�geblich erachtet (vgl EuGH, Urteil vom 12. Juli
2001 â�� Rs C-157/99, EuGHE I-2001, 5473 ff = SozR 3-6030 Art 59 Nr 6, S 32 f â��
Smits/Peerbooms, RdNr 92 ff).

Da es bei den insoweit gebotenen weiteren Ermittlungen, welche Position
einschlÃ¤gige Fachkreise zur "Methode Kozijavkin" vertreten, um die Feststellung
allgemeiner Tatsachen geht, kommt es in besonderer Weise darauf an, Erkenntnisse
auf einer mÃ¶glichst breiten Grundlage zu gewinnen; in der Zeit verfÃ¼gbarer
medizinischer Datenbanken im Internet (zB Deutsches Institut fÃ¼r medizinische
Dokumentation und Information (DIMDI)) und juristischer Informations- und
Dokumentationssysteme (zB JURIS) ist dies nicht mit auÃ�ergewÃ¶hnlichen und
unzumutbaren Ermittlungsschwierigkeiten verbunden. Zu diesem Zweck stehen
verschiedene MÃ¶glichkeiten der Ermittlung zur VerfÃ¼gung.

(1) Sofern sich allein aus der zahlenmÃ¤Ã�igen AufschlÃ¼sselung einer allerdings
typischerweise auch nur mittels sachverstÃ¤ndiger Hilfe mÃ¶glichen
Literaturrecherche kein klares Bild ergeben sollte, kommt es darauf an, wie
unterschiedliche Bewertungen ggf gemessen am Grad ihrer jeweiligen
wissenschaftlichen Evidenz zu gewichten und einzuschÃ¤tzen sind (vgl Â§ 9 der
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Richtlinie Ã¼ber die Bewertung medizinischer Untersuchungs- und
Behandlungsmethoden idF vom 1. Dezember 2003,(BAnz Nr 57 S 5678), zuletzt
geÃ¤ndert am 20. September 2005 (BAnz Nr 222 S 16166)). Eine derartige
Gewichtung haben erstmals die MDS-Gutachten von Dr. Kruse vom 8. Mai 2003 und
vom 1. Juni 2004 vorgenommen; bei Zweifeln an deren Ã�berzeugungskraft
mÃ¼sste durch Zuhilfenahme geeigneter SachverstÃ¤ndiger ggf erneut die
Gewichtung von zum Behandlungszeitpunkt vorliegenden widerstreitenden
FachverÃ¶ffentlichungen geklÃ¤rt werden (zum Stellenwert entsprechender MDS-
Gutachten vgl allerdings Â§ 275 Abs 2 Nr 3, Abs 4 und Abs 5 Satz 1 SGB V). Insoweit
kann sich zB eine Anfrage bei dem inzwischen mit Wirkung zum 1. Januar 2004
gemÃ¤Ã� Â§ 139a SGB V errichteten Institut fÃ¼r QualitÃ¤t und Wirtschaftlichkeit
im Gesundheitswesen (IQWiG) anbieten. Das Institut wird zu Fragen von
grundsÃ¤tzlicher Bedeutung fÃ¼r die QualitÃ¤t und Wirtschaftlichkeit der im
Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung erbrachten Leistungen tÃ¤tig und
erstellt wissenschaftliche Ausarbeitungen, Gutachten und Stellungnahmen zu
Fragen der QualitÃ¤t und Wirtschaftlichkeit der im Rahmen der gesetzlichen
Krankenversicherung erbrachten Leistungen. Es stellt auch fÃ¼r alle BÃ¼rger
verstÃ¤ndliche allgemeine Informationen zur QualitÃ¤t und Effizienz in der
Gesundheitsversorgung zur VerfÃ¼gung (Â§ 139a Abs 3 Nr 2 und 6 SGB V). Zwar
sind nach Â§ 139b Abs 1 und 2 SGB V Gerichte und Krankenkassen nicht
unmittelbar befugt, das IQWiG mit einer Untersuchung zu beauftragen; das
schlieÃ�t es jedoch nicht aus, dass diese beim IQWiG vorliegende Informationen
abrufen und zum konkreten Verfahren beiziehen. Die Krankenkassen kÃ¶nnen
darÃ¼ber hinaus in geeigneten FÃ¤llen Ã¼ber ihre SpitzenverbÃ¤nde eine
Beaufragung des IQWiG durch den Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) oder
Ã¼ber die AufsichtsbehÃ¶rden einen Antrag durch das Bundesministerium fÃ¼r
Gesundheit und Soziale Sicherung veranlassen (Â§ 139b Abs 1 Satz 2 und Abs 2
SGB V). Auf diese Weise kÃ¶nnen daher vom IQWiG Informationen auch zu
Fragestellungen eingeholt werden, die nicht in den Kompetenzbereich des G-BA
nach Â§Â§ 91 ff SGB V fallen und zu denen das IQWiG, dessen TrÃ¤ger der G-BA ist,
deshalb auch keine Stellungnahmen abgibt. Das gilt insbesondere fÃ¼r
Auslandsbehandlungen, fÃ¼r deren Beurteilung der G-BA nicht zustÃ¤ndig ist (vgl 
BSGE 84, 90, 96 = SozR 3-2500 Â§ 18 Nr 4 S 18; BSG SozR 3-2500 Â§ 18 Nr 6 S 25;
BSG SozR 4-2500 Â§ 18 Nr 1 RdNr 15 â�� PetÃ¶). Das Institut dÃ¼rfte zumindest in
der Lage sein, zB einschlÃ¤gige medizinische Fachgesellschaften zu benennen oder
Hinweise auf geeignete SachverstÃ¤ndige zu geben.

(2) Zur Feststellung des allgemein anerkannten Standes der wissenschaftlichen
Erkenntnisse, insbesondere des Umstandes, ob die groÃ�e Mehrheit der
einschlÃ¤gigen Ã�rzte und Wissenschaftler die Behandlungsmethode befÃ¼rwortet
und sie fÃ¼r zweckmÃ¤Ã�ig hÃ¤lt, liegt des Weiteren die Einholung von
Stellungnahmen der einschlÃ¤gigen Fachgesellschaften nahe. Welche
Fachgesellschaften dafÃ¼r in Frage kommen, bestimmt sich nach der konkreten
Erkrankung und der Art der im Einzelfall streitbefangenen Behandlung; es sind also
regelmÃ¤Ã�ig diejenigen, die sich um eine Behandlung der Erkrankung bemÃ¼hen,
und deren Aufgabengebiet die konkrete Behandlungsmethode zugerechnet werden
kann. Im Fall der hier streitbefangenen ICP, fÃ¼r deren Behandlung zT auf eine
FÃ¼lle zur VerfÃ¼gung stehender Methoden verwiesen wird (vgl zB Stellungnahme
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der Gesellschaft fÃ¼r NeuropÃ¤diatrie, Monatsschrift fÃ¼r Kinderheilkunde 1999,
696 ff, und Leitlinie der Deutschen Gesellschaft fÃ¼r SozialpÃ¤diatrie und
Jugendmedizin vom 25. Juni 2004, im Internet unter www.dgsj.de/Ilspastischecp.php
sowie die Aufstellungen zB
http://members.aol.com/geburt/main/therapie/startseite.html (eine
Patientenorganisation) â�� jeweils recherchiert am 22. November 2005), bedeutet
das, dass zumindest ein Meinungsbild der Vereinigung fÃ¼r KinderorthopÃ¤die,
sowie der Fachgesellschaften fÃ¼r PÃ¤diatrie, SozialpÃ¤diatrie, NeuropÃ¤diatrie
und Jugendmedizin eingeholt werden muss. Die Art der Behandlung fordert
zumindest die Feststellung, wie Fachgesellschaften im Bereich der Manualtherapie
und Neurologie bzw Kinderneurologie die "Methode Kozijavkin" beurteilen.

(3) In diesem Zusammenhang kann zusÃ¤tzlich von Bedeutung sein, inwieweit sich
unter Fachleuten konsensfÃ¤hige medizinische Erkenntnisse bereits sogar in
Ã¤rztlichen Leitlinien niedergeschlagen haben. Wie das BSG entschieden hat,
musste die Feststellung, was dem anerkannten Stand der medizinischen
Erkenntnisse unter BerÃ¼cksichtigung des medizinischen Fortschritts jeweils
entsprach, bis zum Wirksamwerden der neuen fÃ¼r die Inlandsbehandlung
geltenden gesetzlichen Instrumentarien zur Bestimmung von Inhalt, Umfang und
QualitÃ¤t der Krankenhausbehandlung nach anderen Kriterien getroffen werden. In
diesem Zusammenhang wurde vor allem den Stellungnahmen der medizinischen
Fachgesellschaften Bedeutung zugemessen, die sich zB in Leitlinien
niedergeschlagen hatten und auf diese Weise geeignet waren, "Standards" zu
definieren (so BSGE 81, 182, 187 f = SozR 3-2500 Â§ 109 Nr 5 S 39 f (3. Senat) â��
Hyperthermie). Auch der erkennende 1. Senat des BSG hat sich in jÃ¼ngerer Zeit in
Bezug auf LeistungsansprÃ¼che im Inland bisweilen auf die Angaben und Leitlinien
medizinischer Fachgesellschaften zu Behandlungsstandards gestÃ¼tzt (vgl BSG 
SozR 3-2500 Â§ 92 Nr 12 S 71 â�� Colon-Hydro-Therapie; BSGE 90, 289, 292, 294 f
= SozR 4-2500 Â§ 137c Nr 1 RdNr 7, 15 â�� Magenband; zuletzt Senats-Urteil vom
16. Februar 2005 â�� B 1 KR 18/03 R â�� stationÃ¤re Schizophrenie-Behandlung, 
BSGE 94, 161, 170 f = SozR 4-2500 Â§ 39 Nr 4 RdNr 22). Zwar gibt es Erkenntnisse,
die eine differenziertere Betrachtung der von Ã¤rztlicher Seite selbstregulativ
geschaffenen Regelwerke im Rahmen des Rechts der gesetzlichen
Krankenversicherung gebieten dÃ¼rften (dazu schon Urteil des Senats vom 16.
Februar 2005, aaO mwN). Andererseits liegt es nahe, Leitlinien einschlÃ¤giger
medizinischer Fachgesellschaften jedenfalls dann zur Konkretisierung des
Leistungsanspruchs von Versicherten der gesetzlichen Krankenversicherung mit
heranzuziehen und auszuwerten, wenn die normalerweise im innerstaatlichen
Bereich zur Leistungskonkretisierung berufenen Institutionen â�� wie hier â��
dafÃ¼r keine ZustÃ¤ndigkeit besitzen. In Ã¤hnlicher Weise kann daher
vorgegangen werden, wenn Ã¼ber die Akzeptanz in Fachkreisen fÃ¼r eine
bestimmte, nach dem Beteiligtenvorbringen nur auÃ�erhalb von EU und EWR
mÃ¶gliche Behandlung gestritten wird.

(4) Als weitere MÃ¶glichkeit der Ermittlung des Standes der medizinischen
Erkenntnisse kÃ¶nnen schlieÃ�lich Gutachten aus anderen Verwaltungs- und
Gerichtsverfahren, insbesondere aus den Verfahren anderer Landessozialgerichte
beigezogen werden. FÃ¼r die "Methode Kozijavkin" kommt beispielsweise die
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Beiziehung von Gutachten der LSG fÃ¼r das Saarland, Sachsen und ThÃ¼ringen in
Betracht, die ebenso wie das LSG, an das nun zurÃ¼ckverwiesen wird, Ã¼ber diese
Methode und ihre Anerkennung eine Entscheidung zu treffen hatten (LSG fÃ¼r das
Saarland, Beschluss vom 24. Februar 2000, L 2 K 17/97, verÃ¶ffentlicht in JURIS,
Dok-Nr KSRE083011018; SÃ¤chsisches LSG, Urteil vom 20. MÃ¤rz 2000 â�� L 1 KR
30/01, JURIS, Dok-Nr KSRE094431518; ThÃ¼ringer LSG, Urteil vom 18. Dezember
2002 â�� L 6 KR 836/02, JURIS Dok-Nr KSRE091600218). Auch die vorliegenden
MDS-Gutachten von Dr. Kruse wird das LSG im weiteren Verfahrensgang mit zu
wÃ¼rdigen haben.

g) Sollten die Ermittlungen des LSG ergeben, dass die in der Ukraine vorgesehene
Behandlungsmethode zum Behandlungszeitpunkt im aufgezeigten Sinne dem
allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entsprach (erste
Voraussetzung des Â§ 18 Abs 1 Satz 1 SGB V), muss es weiter genauer feststellen,
ob ebenfalls das weitere Tatbestandsmerkmal erfÃ¼llt ist, dh, ob eine Behandlung
mit demselben Behandlungsziel wie dem bei der KlÃ¤gerin angestrebten zum
vorgesehenen Behandlungszeitpunkt in Deutschland bzw der EU/des EWR allgemein
und konkret fÃ¼r die KlÃ¤gerin unter qualitativen und quantitativen
Gesichtspunkten nicht verfÃ¼gbar bzw zumutbar war (Versorgungsdefizit). Auch
insoweit reichen die Feststellungen des LSG fÃ¼r eine Entscheidung nicht aus.

aa) Ohne dass der Fall der KlÃ¤gerin dem Senat derzeit Veranlassung bietet, zu
Einzelfragen detailliert Stellung zu nehmen, kann es nach der Judikatur des EuGH
(EuGHE 1998, I-1931 = SozR 3-6030 Art 59 Nr 5 â�� Kohll; EuGHE 1998, I-1831
RdNr 37 ff = SozR 3-6030 Art 30 Nr 1 â�� Decker;
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